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D
ie Präsidenten der untersuch-
ten Grundgesamtheit (deut-
sche Universitäten ohne Spe-

zialhochschulen) sind in der Regel
männlich, fast ausnahmslos Professoren
und verfügen zumeist über Leitungser-
fahrung als Dekan und/oder Vizepräsi-
dent. Für das Präsidentenamt ist somit
nicht nur der Professorenstatus, son-
dern auch Führungserfahrung faktische
Voraussetzung. Etwa zwei Drittel der
Leiter waren bereits zuvor an der von
ihnen geleiteten Universität tätig, ein
Drittel stammt von außen.

Ausgeprägte Gestaltungslust
Die interviewten Präsidenten beschrei-
ben ihren Weg ins Amt nicht als Resul-
tat einer gezielten Karriereentschei-
dung: „Ich habe nicht daran gedacht,
Präsident zu werden am Anfang“. Die
Präsidentschaft ergibt sich vielmehr
„ziellos“ als pfadabhängige Fortsetzung
des Engagements in der akademischen
Selbstverwaltung. So wird die Übernah-
me der Leitungsposition zu einem Wi-
derfahrnis stilisiert, dem nicht selten ein
„Pflichtgefühl gegenüber der Universi-
tät“ zur Seite tritt: „Da wird man sozu-
sagen gezogen und geschoben“, „ge-
schubst […] von den anderen.“ De facto
beruht die Annahme eines Wahlamtes

natürlich auf einer aktiven Entschei-
dung, für die der Wille zur Gestaltung
das Hauptmotiv darstellt. Es geht da-
rum, die Universität durch Strukturent-
scheidungen mit zu verändern, „voran-
zutreiben“, „nach vorne zu bringen“.

Ein Präsident erläutert: „Ich kann die
Hochschule weiterentwickeln, ich kann
die Hochschule aufstellen, ich kann die
Hochschule ja schon formieren. […] ich
kann bestimmte Stärken rausarbeiten,
die kann ich unterstützen. In dem Sinn
ist es schon ein Gestalten.“ Die Gestal-
tungslust wird dabei durch sichtbare In-
terventionserfolge genährt: „Es ist für
mich persönlich eine Befriedigung zu
sehen, dass sich Strukturen erfolgreich
verändern, dass Rahmenbedingungen
verbessert werden.”

Einflussreiche Mitstreiter
notwendig

Die Verwirklichung struktureller Refor-
men erfolgt jedoch nicht im Alleingang.
Vielmehr müssen die Präsidenten zu-

nächst einmal genügend einflussreiche
Mitstreiter gewinnen. Diese finden sich
primär im Kreis des Präsidiums, dessen
Loyalität als zwingende Voraussetzung
für erfolgreiche Führungsarbeit geschil-
dert wird. Sofern die Präsidiumsmitglie-
der ihr Placet nicht verweigern, werden
sukzessiv weitere Kreise in der Univer-
sität einbezogen. Für die Kommunikati-
on von Reformideen ist dabei zweierlei
ausschlaggebend: der richtige Zeitpunkt
und eine adäquate Entscheidungsvorbe-
reitung. Die Bekanntgabe von Reform-

plänen darf nicht zu früh erfol-
gen, denn: „So eine Universität,
das ist eine Klatschbude ohne
Ende. Da verselbstständigen
sich einzelne Gedanken.“ Die
hochschulöffentliche Diskussion
noch unfertiger, heikler Ideen

verbietet sich, „weil sonst jede Lösungs-
option vorher zerredet wird“. Anderer-
seits darf man beispielsweise den Senat
aber auch nicht zu spät ins Bild setzen,
„damit sich keiner darüber beschweren
kann, von nichts gewusst zu haben“.

Neben dem Timing ist die Art der
Entscheidungsvorbereitung wichtig. Ei-
ne vielerorts geübte Praxis zur Vorberei-
tung von Reformen ist die – häufig
durch den Präsidenten selbst vorge-
nommene – Einsetzung von informellen
Arbeitsgruppen. In diesen Think Tanks
und Expertenrunden arbeiten Leis-
tungsträger und Fachleute mit Vertre-
tern der akademischen Selbstverwal-
tung (z.B. Senatoren, Dekanen) zusam-
men, was zur sachlichen wie institutio-
nellen Legitimation beiträgt. In den offi-
ziellen Gremien haben die Empfehlun-
gen solcher Arbeitsgruppen, obwohl sie
nicht bindend sind, Gewicht. Entspre-
chend kommt der Auswahl der Mitglie-
der zentrale Bedeutung zu. Dabei achtet
man darauf, dass gesetzte Kandidaten
sowohl fachkompetent als auch willens
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»Die Übernahme der
Leitungsposition wird zu
einem Widerfahrnis stilisiert.«



sind, kontroverse Reformideen ernst-
haft zu prüfen.

Leitungspraktiken
Betrachtet man die von den Präsidenten
geschilderten Leitungspraktiken im
Überblick, lassen sich drei Haupttypen
differenzieren (s. auch Abbildung):

Beobachtung meint das Gewinnen
und Prozessieren von Informationen.
Ihr kommt aufgrund des Informations-
gefälles zwischen Leitung und operati-
ver Ebene basale Bedeutung zu. Bei der
direkten Beobachtung sammelt der Prä-
sident eigene Eindrücke – beispielswei-
se in den zahlreichen Gesprächen und
Sitzungen, die seinen Arbeitsalltag be-
stimmen. In Arenen, zu denen er keinen
Zugang hat, kann er auf formale oder
informelle Beobachter zweiter Ordnung
zurückgreifen. Medienvermittelt ist die
Informationsgewinnung über Daten
und Zahlen aller Art – von der Drittmit-
telstatistik bis zum Evaluationsgutach-
ten. Meist werden die drei Beobach-
tungsformen in der kombinierten Beob-
achtung zusammengeführt.

Bei der interaktiven Einflussnahme
wirkt der Präsident über kommunikati-
ve Akte auf sein Gegenüber ein. Aktio-
nale Praktiken sind darauf angelegt, Ak-
teure zu einem Handeln zu bewegen.
Die Spielräume formaler Machtaus-
übung über Weisungen sind allerdings
durch die (Mit-)Entscheidungsrechte
anderer Organe sowie durch informelle
Normen und Widerstandspotenziale
beschränkt: Eine Entscheidung gegen
den manifesten Widerstand der Profes-
sorenschaft erfolgt daher als ultima ra-

tio: nur im Ausnahmefall, bei sachlicher
Dringlichkeit und partieller sozialer Ak-
zeptanz kann top-down „durchregiert“
werden. Als Ersatz für die fehlende for-
male Macht kommen daher informelle
Einflusspraktiken zum Einsatz, die von
„autoritativen Ratschlägen“ (A. Wies-
ner) über informelle Drohungen und
Tauschgeschäfte bis zur schlichten Bitte
reichen.

Mit kognitionalen Praktiken versu-
chen die Leiter, Überzeugungen rele-
vanter Akteure umzumodeln. Dabei gilt
für die Universität als wissenschaftliche

Expertenorganisation eine Art Begrün-
dungspflicht: „An einer Universität
funktioniert nichts, […] was nicht be-
gründbar und nachvollziehbar ist.“ Dies
schließt freilich den geschickten Rück-
griff auf persuasive und manipulative
Techniken nicht aus. Emotionale Prak-
tiken dagegen fokussieren auf die Af-
fektlage von Einzelakteuren und Gre-
mien, um eine für Reformanliegen güns-
tige Stimmung zu erzeugen, relationale
Praktiken (wie der gezielte Aufbau von
Netzwerken) dienen dazu, soziale Be-
ziehungen aktiv zu gestalten. Durch re-
präsentationale Praktiken formen und
artikulieren Präsidenten die identitäts-
prägenden Selbstansprüche ihrer Uni-
versität, indem sie z. B. Erfolge narrativ

herausstreichen oder sich selbst als Vor-
bild inszenieren.

Im Falle der Kontextsteuerung übt
die Leitung über die Rahmenbedingun-
gen des Handelns Einfluss aus. Die
konstellative Einflussnahme bedient
sich – wie geschildert – der strategi-
schen Zusammensetzung von Arbeits-
gruppen, während bei der Personal-
struktur die Berufung von Professoren
im Mittelpunkt steht. Prozeduraler Ein-
fluss wird über formale und informelle
Verfahrensvorschriften ausgeübt; er
kann sich mit der Verteilung von Res-

sourcen verbinden – so z.B.
bei der kennzahlengestützten
Mittelvergabe. Der reorgani-
sationale Umbau der „Orga-
nisation der Organisation“
(N. Luhmann) schließlich
betrifft alle genannten Struk-
turkomponenten.

Ausschlaggebend für diese Leitungs-
praktiken ist der Eigensinn der deut-
schen Universität als einer „multiplen
Hybridorganisation“. Sie spannt nicht
nur die beiden konkurrierenden Zweck-
programme Forschung und Lehre zu-
sammen, sondern ist bezüglich aller we-
sentlichen Strukturen (wie Mitglied-
schaftsbedingungen, Aufgabenstellung,
Weisungs- und Mitspracherechte) durch
historisch gewachsene Spannungen und
Widersprüche gekennzeichnet – und in-
sofern in multipler Weise hybrid ange-
legt.

Kollegiale Entscheidungskultur
Dies prägt auch die kollegiale Entschei-
dungskultur der Universität, die in den
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»Eine Entscheidung gegen den
manifesten Widerstand der
Professorenschaft erfolgt nur im
Ausnahmefall.«

Leitungspraktiken

Beobachtung
(Informationsgewinnung und -verarbeitung)

Interaktive Einflussnahme
(über direkte Kommunikation)

Kontextsteuerung
(über Handlungskontexte)

– direkte Beobachtung
durch den Präsidenten

– indirekte Beobachtung
durch Beobachter zweiter Ordnung

– medienvermittelte Beobachtung
über Verbreitungsmedien

– kombinierte Beobachtung
Synthese der übrigen Formen

– aktionaler Einfluss
Initiierung von Handlungen durch formale
Weisung bzw. informelle Kommunikationen
(von der Drohung bis zur Bitte)

– kognitionaler Einfluss
persuasive/argumentative Modifikation von
Überzeugungen

– emotionaler Einfluss
Beeinflussung von Affekten und
Stimmungslagen

– relationaler Einfluss
Gestaltung von sozialen
Beziehungen/Netzwerken

– repräsentationaler Einfluss
Repräsentation der Universität und ihrer
Identität

– Konstellationen
Einrichtung informeller Gremien,
Arbeitsgruppen, Think Tanks

– Personal
Berufung von Professoren 

– Prozeduren
Festlegung von Verfahrensregeln 

– Ressourcen
Allokation monetärer und nicht-monetärer
Ressourcen 

– Reorganisation
Änderung der „Organisation der Organisation“
(N. Luhmann)
(Synthese der übrigen Formen) 



Interviews in Form eines informellen
Nichtangriffspakts (U. Schimank), eines
Konsens- und eines Partizipationsprin-
zips hervortritt. Der Nichtangriffspakt
fordert reziproken Einflussverzicht; er
kann deskriptiv als schadensvermeiden-
de Präventivstrategie des Präsidenten
angesichts drohender Widerstandspo-
tenziale der Professoren, normativ aber
auch als Respekt gegenüber der profes-
soralen Autonomie gedeutet werden:
Der Präsident ist einerseits nicht so
mächtig, dass er Entscheidungen ein-
fach „durchdrücken kann“, er strebt
dies – der Kollegialitätsnorm folgend –
im Regelfall aber auch gar nicht an.

Das Konsensprinzip ist eine Steige-
rungsform des Nichtangriffsprinzips; es
verlangt, dass bei Meinungs- und Inte-
ressensdifferenzen nur entschieden
werden darf, wenn sich ein kleinster ge-
meinsamer Nenner findet: der „be-
rühmt berüchtigte Minimalkonsens“.
Konsens meint dabei weniger Mei-
nungskonvergenz aufgrund geteilter
Gründe als vielmehr einen alle Seiten
zufriedenstellenden Kompromiss – z.B.
zwischen Präsidium und Senat: „[…]

wir haben einen Zwang zur Kooperati-
on. Und dieser Zwang zur Kooperation
führt eigentlich dazu, dass man, wenn
man sich nicht wechselseitig blockieren
will, immer auf der Suche nach Konsen-
sen ist.“ 

Das Partizipationsprinzip schließ-
lich hält die Präsidenten – die ja in der
Regel selbst Professoren sind – dazu an,

ihre Kollegen zu respektieren, indem sie
diese jenseits formaler Mitentschei-
dungsrechte an wichtigen Entscheidun-
gen beteiligen. Wiederkehrend wird be-
tont, dass man vor allem die „Leistungs-
träger“ und „Meinungsführer“ „mitneh-
men“ muss, um sachlich tragfähige Ent-
scheidungen sicherzustellen und Mit-
wirkungsansprüche zu erfüllen.

Die richtige Balance
An den Rollenselbstbeschreibungen der
Präsidenten schließlich lässt sich die

Spannung zwischen managerialen und
kollegialen Erwartungen gegenüber der
Universitätsleitung ablesen. Auf der ei-
nen Seite charakterisieren sich die Lei-
ter als „Macher“, „Gestalter“, als „Mo-
tor für Veränderungen“, deren Aufgabe
es ist, die Universität in Bewegung zu
versetzen. Auf der anderen Seite be-
schreiben sie sich als „Mittler“, „Media-

toren“ und „Moderatoren“, die
für sozialen Zusammenhalt sor-
gen. In ihrer Führungspraxis
müssen die Präsidenten beides
ausbalancieren: Sie können die
Universität nur dann nachhaltig

verändern, wenn sie zugleich den kolle-
gialen Erwartungen in ausreichendem
Maße entgegenkommen.

Grundlage des Beitrags ist ein 2010-2013 von
der DFG gefördertes Forschungsprojekt („Uni-
versitätspräsidenten als institutional entrepre-
neurs“), das von der Leibniz Universität Han-
nover (Prof. Dr. E. Barlösius, N. Bieletzki) und
dem Deutschen Zentrum für Hochschul- und
Wissenschaftsforschung HIS-Hochschulent-
wicklung (vormals HIS GmbH) durchgeführt
worden ist.
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»Das Konsensprinzip ist eine
Steigerungsform des Nicht-
angriffsprinzips.«
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